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Thüringer Gesetz 
zu dem Staatsvertrag zur Aufgabenerfüllung nach dem Barrierefreiheitsstärkungsgesetz 

Vom 11. Februar 2025

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Dem am 4. Dezember 2024 in Erfurt vom Freistaat Thü-
ringen unterzeichneten Staatsvertrag zur Aufgabenerfül-
lung nach dem Barrierefreiheitsstärkungsgesetz zwischen 
dem Land Baden-Württemberg, dem Freistaat Bayern, dem 
Land Berlin, dem Land Brandenburg, der Freien Hanse-
stadt Bremen, der Freien und Hansestadt Hamburg, dem 
Land Hessen, dem Land Mecklenburg-Vorpommern, dem 
Land Niedersachsen, dem Land Nordrhein-Westfalen, dem 
Land Rheinland-Pfalz, dem Saarland, dem Freistaat Sach-
sen, dem Land Sachsen-Anhalt, dem Land Schleswig-Hol-
stein und dem Freistaat Thüringen wird zugestimmt. Der 
Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

§ 2

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Arti-
kel 13 Abs. 1 Satz 4 in Kraft tritt, wird vom Präsidenten des 
Landtags im Gesetz- und Verordnungsblatt für den Frei-
staat Thüringen bekannt gemacht.

Erfurt, den 11. Februar 2025 
Der Präsident des Landtags 

Dr. Thadäus König
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Staatsvertrag zur Aufgabenerfüllung nach dem Barrierefreiheitsstärkungsgesetz

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein,
der Freistaat Thüringen

– nachstehend „Länder“ genannt –

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Präambel

Dieser Staatsvertrag enthält grundlegende Regelungen 
für die Aufgabenerfüllung nach dem Barrierefreiheitsstär-
kungsgesetz vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2970), zuletzt 
geändert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 6. Mai 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 149, S. 34). Das Barrierefreiheitsstär-
kungsgesetz, das ab dem 28. Juni 2025 anzuwenden ist, 
regelt Vorgaben für die Barrierefreiheit bestimmter Pro-
dukte und Dienstleistungen, damit diese rechtskonform 
auf den Markt gebracht werden können. Mit den Vorgaben 
wird die Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäisches Par-
laments und des Rates vom 17. April 2019 über die Barri-
erefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistun-
gen (ABI. L 151 vom 7.6.2019, S. 70; L 212 vom 13.8.2019, 
S. 73) umgesetzt. Wesentlicher Bestandteil der Neurege-
lung ist auch die Einrichtung einer Marktüberwachung, für 
die nach dem Barrierefreiheitsstärkungsgesetz die Länder 
zuständig sind. Die Länder erstellen eine Marktüberwa-
chungsstrategie für Produkte. Hat die Marktüberwachungs-
behörde Grund zu der Annahme, dass ein Produkt oder 
das Angebot oder die Erbringung einer Dienstleistung die 
Barrierefreiheitsanforderungen nicht erfüllt, so prüft sie, ob 
das Produkt oder die Dienstleistung die Anforderungen er-
füllt. In den Ländern sind aktuell keine ausreichenden Ver-
waltungsstrukturen mit einschlägiger Sachkompetenz vor-
handen, die die umfangreiche Aufgabenbeschreibung einer 
Marktüberwachung zur Barrierefreiheit von Produkten und 
Dienstleistungen personell und fachlich erfüllen können.

Die Länder sind davon überzeugt, dass es einer effizienten 
und wirksamen Umsetzung der Vorgaben des Barrierefrei-
heitsstärkungsgesetzes am besten entspricht, wenn sie zur 
Aufgabenerfüllung eine gemeinsame zentrale Marktüber-
wachungsbehörde errichten und auf sie sowohl Fach- als 
auch Vollzugsaufgaben übertragen.

Artikel 1 
Ziel und Anwendungsbereich

(1) Ziel dieses Staatsvertrages ist, die sich aus dem Bar-
rierefreiheitsstärkungsgesetz vom 16. Juli 2021 (BGBl. I 
S. 2970), zuletzt geändert durch Artikel 32 des Gesetzes 
vom 6. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 149, S. 34), in der je-
weils geltenden Fassung und der darauf beruhenden Ver-
ordnungen in den jeweils geltenden Fassungen ergeben-
den Aufgaben durch eine gemeinsame Länderbehörde 
auszuführen.

(2) Die Länder regeln dazu in diesem Staatsvertrag die 
Errichtung einer Anstalt des öffentlichen Rechts und le-
gen die Aufgaben, die Finanzierung und Organisation der 
Anstalt fest.

Artikel 2 
Errichtung und Betrieb der Anstalt

(1) Die Länder errichten gemeinsam zur Wahrnehmung 
der Aufgaben des Barrierefreiheitsstärkungsgesetzes eine 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts (Anstalt) mit 
Sitz in Sachsen-Anhalt (Sitzland). Träger der Anstalt sind 
die diesen Staatsvertrag unterzeichnenden Länder. Die 
Anstalt gilt als Stelle der mittelbaren Landesverwaltung 
des Sitzlandes.

(2) Die Anstalt trägt den Namen „Marktüberwachungsstel-
le der Länder für die Barrierefreiheit von Produkten und 
Dienstleistungen“.

(3) Für die Errichtung und den Betrieb der Anstalt findet 
das Recht des Sitzlandes Anwendung, soweit sich aus die-
sem Staatsvertrag nichts anderes ergibt.

(4) Soweit dieser Staatsvertrag nichts anderes bestimmt, 
ist für die Durchführung von Verwaltungsverfahren und 
für die Verwaltungsvollstreckung das Recht des Sitzlan-
des anzuwenden.

(5) Die Anstalt führt ein Dienstsiegel.

(6) Die Anstalt gibt sich nach Maßgabe dieses Staatsvertra-
ges eine Satzung. Die Satzung ist einstimmig zu beschlie-
ßen. Die Satzung und deren Änderungen sind im Minis-
terialblatt des Landes Sachsen-Anhalt zu veröffentlichen.

Artikel 3  
Aufgaben

(1) Die Anstalt nimmt sämtliche Aufgaben wahr, die das 
Barrierefreiheitsstärkungsgesetz und die darauf beruhen-
den Verordnungen den Marktüberwachungsbehörden der 
Länder zuweisen.

(2) Sie übernimmt dabei insbesondere folgende Aufgaben 
und Funktionen:
1.	 Erstellung einer Marktüberwachungsstrategie nach 

§ 20 Abs. 2 des Barrierefreiheitsstärkungsgesetzes;
2.	 zentraler Ansprechpartner für die zentrale Verbin-

dungsstelle nach § 27 des Barrierefreiheitsstärkungs-
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gesetzes einschließlich der Koordinierung von orga-
nisatorischen Anfragen über das Informations- und 
Kommunikationssystem gemäß Artikel 34 der Verord-
nung (EU) 2019/1020 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 20. Juni 2019 über Marktüberwa-
chung und die Konformität von Produkten sowie zur 
Änderung der Richtlinie 2004/42/EG und der Verord-
nungen (EG) Nr. 765/2008 und (EU) Nr. 305/2011 (ABI. 
L 169 vom 25.6.2019, S. 1), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung (EU) 2024/1252 (ABI. L, 2024/1252, 3.5.2024);

3.	 Information der Wirtschaftsakteure und der Öffentlich-
keit über Fragen zum Barrierefreiheitsstärkungsge-
setz, insbesondere zu seiner Anwendbarkeit und Um-
setzung;

4.	 Koordination von Maßnahmen zur Marktüberwachung 
von Produkten und Dienstleistungen und

5.	 Mitteilung der Informationen gemäß § 36 des Barrie-
refreiheitsstärkungsgesetzes. 

(3) Die Anstalt kann sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben Drit-
ter bedienen.

Artikel 4  
Finanzierung

(1) Das Rechnungswesen der Anstalt ist nach den Grund-
sätzen der kameralen Buchführung ausgerichtet. Ge-
schäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das Nähere zur Haus-
halts- und Wirtschaftsführung regelt die Satzung. Der 
Vorstand stellt jährlich einen Wirtschaftsplan auf. Dieser 
ist vom Verwaltungsrat zu genehmigen.

(2) Die Anstalt erhebt für ihre Tätigkeit nach Maßgabe der 
verwaltungskostenrechtlichen Regelungen des Sitzlan-
des Gebühren und Auslagen. Diese sind bei der Aufstel-
lung des Wirtschaftsplans zu berücksichtigen. Satz 2 gilt 
auch für Geldbußen im Sinne des § 37 Abs. 2 des Barrie-
refreiheitsstärkungsgesetzes und Einnahmen aus Neben-
folgen, die zu einer Geldzahlung verpflichten.

(3) Die Länder verpflichten sich, eine angemessene Finan-
zierung der Anstalt sicherzustellen. Nicht über Bußgelder, 
Gebühren und Auslagen zu deckender Finanzbedarf ist 
von den Ländern zu finanzieren. Hierfür stellen die Län-
der jährlich die nach dem vom Verwaltungsrat bestätigten 
Wirtschaftsplan vorgesehenen finanziellen Mittel anteilig, 
entsprechend dem Königsteiner Schlüssel, bereit (Finan-
zierungsbeiträge); davon trägt das Sitzland vor Berech-
nung der Finanzierungsbeiträge eine Quote von 5 v. H. 
Für alle Finanzierungsbeiträge gilt jeweils der aktuelle Kö-
nigsteiner Schlüssel.

(4) Die Festsetzung der Finanzierungsbeiträge der Länder 
bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der für das Fi-
nanzwesen zuständigen Ministerinnen und Minister oder 
Senatorinnen und Senatoren.

(5) Die Länder tragen Vorsorge für die Erfüllung der Zah-
lungsverpflichtungen im Rahmen der jeweiligen Haushalts-
aufstellungsverfahren. Für das Gründungsjahr der Anstalt 
stehen die Erfüllungen dieser Zahlungsverpflichtungen un-
ter dem Vorbehalt der Bereitstellung von Haushaltsmitteln 
durch die Haushaltsgesetzgeber der Länder.

(6) Die Finanzierungsbeiträge der Länder werden im Laufe 
eines jeden Haushaltsjahres zum 31. Mai nach den Ansät-
zen des Wirtschaftsplanes fällig. Über- und Minderzahlun-
gen gegenüber dem sich nach der Jahresrechnung er-
gebenden Finanzbedarf werden in dem der Abrechnung 
folgenden Haushaltsjahr ausgeglichen.

Artikel 5  
Organe

Die Organe der Anstalt sind der Verwaltungsrat und der 
Vorstand.

Artikel 6 
Verwaltungsrat

(1) Der Verwaltungsrat ist oberste Dienstbehörde der in 
der Anstalt tätigen Beamtinnen und Beamten. Er ist Dienst-
vorgesetzter und höherer Dienstvorgesetzter des beam-
teten Vorstands und nimmt die Rechte und Pflichten der 
Anstalt als Arbeitgeberin gegenüber dem Vorstand im 
privatrechtlichen Beschäftigungsverhältnis wahr. Der Ver-
waltungsrat kann seine Zuständigkeit als oberste Dienst-
behörde ganz oder teilweise auf den Vorstand übertragen. 
Dies gilt nicht für die Eigenschaft als oberste Dienstbehör-
de gegenüber dem Vorstand selbst.

(2) Jedes Land entsendet ein Mitglied und ein stellvertre-
tendes Mitglied in den Verwaltungsrat. Die Entsendung 
nach Satz 1 ist jederzeit widerruflich. Im Fall des Wider-
rufs ist unverzüglich ein neues Mitglied oder ein stellver-
tretendes Mitglied zu entsenden.

(3) Der Vorsitz im Verwaltungsrat wechselt alle zwei Jahre 
in alphabetischer Reihenfolge der Länder, beginnend mit 
dem Sitzland der Anstalt. Die oder der Vorsitzende berei-
tet die Sitzungen des Verwaltungsrates vor.

(4) Der Verwaltungsrat beschließt über die grundsätzlichen 
Angelegenheiten der Anstalt, insbesondere über
1.	 die Satzung und ihre Änderungen,
2.	 den Wirtschaftsplan und seine Änderungen,
3.	 die Bestellung in das und Abberufung aus dem Vor-

standsamt sowie die Einstellung und Entlassung des 
Vorstands,

4.	 die Entlastung des Vorstands,
5.	 die Bestellung der Abschlussprüferin oder des Ab-

schlussprüfers, die Feststellung des Jahresabschlus-
ses und die Verwendung des Jahresergebnisses und

6.	 allgemeine Vereinbarungen und Maßnahmen zur Re-
gelung der arbeits-, dienst-, besoldungs- und versor-
gungsrechtlichen Verhältnisse der Beschäftigten im 
Rahmen der gesetzlichen und tarifvertraglichen Vor-
gaben.

(5) Der Verwaltungsrat beschließt und erlässt in wesent-
lichen Angelegenheiten für den Vorstand bindende Ent-
scheidungsrichtlinien. Er kann im Einzelfall weitere den 
Vorstand bindende Entscheidungsrichtlinien und Weisun-
gen beschließen und erlassen.

(6) Der Verwaltungsrat überwacht den Vorstand.
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(7) Jedes Land hat eine Stimme. Der Verwaltungsrat ist 
beschlussfähig, wenn in der Sitzung mindestens die Hälf-
te der Länder vertreten ist. Soweit dieser Staatsvertrag 
nichts anderes bestimmt, fasst der Verwaltungsrat seine 
Beschlüsse mit der Mehrheit von zwei Dritteln der anwe-
senden Länder.

(8) Zur Unterstützung des Verwaltungsrats bei seinen Auf-
gaben wird beim Sitzland eine ständige Geschäftsstel-
le eingerichtet.

(9) Die Geschäftsstelle wird gemeinschaftlich von allen 
Ländern entsprechend Artikel 4 Abs. 3 finanziert.

(10) Die Festsetzung der Finanzierungsbeiträge der Län-
der nach Absatz 9 bedarf der Zustimmung von zwei Drit-
teln der für das Finanzwesen zuständigen Ministerinnen 
und Minister oder Senatorinnen und Senatoren.

(11) Näheres zur Geschäftsstelle regelt die Satzung.

Artikel 7  
Vorstand

(1) Der Vorstand leitet die Anstalt und vertritt sie gerichtlich 
und außergerichtlich. Der Vorstand hat eine Stellvertretung.

(2) Der Vorstand ist berechtigt, beratend an den Sitzun-
gen des Verwaltungsrates teilzunehmen, soweit der Ver-
waltungsrat nichts anderes beschließt. Er ist verpflichtet, 
an den Verwaltungsratssitzungen teilzunehmen, wenn der 
Verwaltungsrat dies zuvor bestimmt.

(3) Der Vorstand wird für die Dauer von bis zu sechs Jah-
ren bestellt. Erneute Bestellungen sind möglich.

(4) Der Vorstand ist Dienstvorgesetzter und höherer Dienst-
vorgesetzter der in der Anstalt tätigen Beamtinnen und Be-
amten. Er nimmt die Aufgaben der für die Ernennung zu-
ständigen Stelle und die Rechte und Pflichten der Anstalt 
als Arbeitgeberin gegenüber den Beschäftigten der Anstalt 
wahr, soweit sie nicht durch diesen Staatsvertrag dem Ver-
waltungsrat zugewiesen sind.

(5) Der Vorstand kann vor Ablauf der Amtszeit aus dienst-
lichen Gründen aus dem Amt abberufen werden. Dazu ist 
ein Beschluss des Verwaltungsrates erforderlich. Die Be-
amtin oder der Beamte scheidet mit Ablauf des Tages, an 
dem die Abberufung beschlossen wird, aus dem Amt aus 
und gilt besoldungsrechtlich und versorgungsrechtlich als 
abgewählt.

(6) Näheres über den Vorstand regelt die Satzung.

Artikel 8 
Beschäftigte der Anstalt

(1) Die Anstalt hat Dienstherrnfähigkeit im Sinne des Lan-
desrechts des Sitzlandes. Auf die Rechtsverhältnisse der 
Beamtinnen und Beamten der Anstalt finden das Beamten-
statusgesetz und die beamtenrechtlichen Vorschriften des 
Sitzlandes Anwendung, soweit sich aus den Bestimmun-
gen dieses Staatsvertrages nichts anderes ergibt. Für die 

Beschäftigten und die Auszubildenden der Anstalt gilt der 
Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder bezie-
hungsweise der Tarifvertrag für Auszubildende der Länder 
in Ausbildungsberufen nach dem Berufsbildungsgesetz ein-
schließlich der diese Tarifverträge ergänzenden, ändern-
den und ersetzenden Tarifverträge in der in dem Sitzland 
jeweils geltenden Fassung.

(2) Die Anstalt kann durch Beschluss des Verwaltungs-
rates Verwaltungsaufgaben einschließlich der damit ver-
bundenen automatisierten Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten sowie der Entscheidung über Rechtsbehelfe im 
Wege von Verwaltungsvereinbarungen gegen Erstattung 
der Verwaltungskosten ganz oder teilweise auf Behörden 
oder Einrichtungen des Sitzlandes übertragen. Für die Zu-
stimmung des Verwaltungsrates ist in diesem Fall die Zu-
stimmung der Vertretung des Sitzlandes im Verwaltungs-
rat erforderlich. Die Übertragung ist in geeigneter Weise 
bekannt zu machen.

(3) Die Anstalt kann nach Absatz 2 insbesondere folgen-
de Verwaltungsaufgaben übertragen:
1.	 die Aufgaben auf dem Gebiet der Besoldung und der 

sonstigen Geldleistungen nach den besoldungsrecht-
lichen Regelungen des Sitzlandes einschließlich der 
Beihilfen in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen so-
wie der Versorgung nach den versorgungsrechtlichen 
Regelungen des Sitzlandes,

2.	 die der Anstalt als Arbeitgeber zustehenden Befugnisse 
in Bezug auf das Entgelt der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer und der zur Ausbildung Beschäftigten und

3.	 die Berechnung und Anordnung der Reisekostenver-
gütung, des Trennungsgeldes und der Umzugskos-
tenvergütung.

Artikel 9 
Rechts- und Fachaufsicht

(1) Die für die Barrierefreiheit von Produkten und Dienst-
leistungen nach dem Barrierefreiheitsstärkungsgesetz zu-
ständige oberste Landesbehörde des Sitzlandes führt die 
Rechtsaufsicht über die Anstalt im Benehmen mit den für 
die Barrierefreiheit von Produkten und Dienstleistungen 
nach dem Barrierefreiheitsstärkungsgesetz zuständigen 
obersten Landesbehörden der übrigen Länder, soweit die 
Eilbedürftigkeit nicht ein unverzügliches Einschreiten ge-
bietet. In diesem Fall sind die für die Barrierefreiheit von 
Produkten und Dienstleistungen nach dem Barrierefrei-
heitsstärkungsgesetz zuständigen obersten Landesbe-
hörden der übrigen Länder unverzüglich zu unterrichten.

(2) Die Anstalt unterliegt bei der Erfüllung der Aufgaben 
nach Artikel 3 der Fachaufsicht durch die für die Barrie-
refreiheit von Produkten und Dienstleistungen nach dem 
Barrierefreiheitsstärkungsgesetz zuständige oberste Lan-
desbehörde des Sitzlandes.

Artikel 10 
Finanzkontrolle

Die Landesrechnungshöfe der Länder sind berechtigt, die 
Haushalts- und Wirtschaftsführung der Anstalt zu prüfen.
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Artikel 11 
Anwendbares Datenschutzrecht

Für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die 
Anstalt gelten die im Sitzland anwendbaren datenschutz-
rechtlichen Vorschriften.

Artikel 12 
Schiedsklausel

(1) Alle sich aus diesem Staatsvertrag ergebenden Rechts-
streitigkeiten werden der Entscheidung eines Schiedsge-
richts unterworfen. Auf das Verfahren finden die Vorschrif-
ten des Zehnten Buches der Zivilprozessordnung in der 
zum Zeitpunkt des Schiedsverfahrens geltenden Fassung 
Anwendung.

(2) Das Schiedsgericht besteht aus einem vorsitzen-
den Mitglied, das aus der Mitte des Verwaltungsrates be-
stimmt wird, und aus zwei Mitgliedern des Verwaltungs-
rates, die von den streitenden Beteiligten gemeinsam 
benannt werden.

Artikel 13 
Inkrafttreten und Kündigung

(1) Dieser Staatsvertrag bedarf der Ratifikation. Die Rati-
fikationsurkunden sind bei der Staatskanzlei des Sitzlan-
des zu hinterlegen. Diese teilt den übrigen an dem Staats-
vertrag beteiligten Ländern den Zeitpunkt der Hinterlegung 
der letzten Ratifikationsurkunde mit. Der Staatsvertrag tritt 
mit dem Tag in Kraft, der auf die Hinterlegung der letzten 
Ratifikationsurkunde folgt.

(2) Dieser Staatsvertrag gilt für unbestimmte Zeit. Er kann 
unter gleichzeitiger Benachrichtigung der übrigen Län-
der zum Schluss des Kalenderjahres mit einer Frist von 
zwei Jahren gekündigt werden, erstmals zum 31. Dezem-
ber 2028.

(3) Die Kündigung ist gegenüber der oder dem Vorsitzen-
den der Konferenz der Regierungschefinnen und Regie-
rungschefs der Länder schriftlich zu erklären.

(4) Das kündigende Land bleibt verpflichtet, zu dem Fi-
nanzbedarf solange und insoweit beizutragen, als dieser 
infolge seiner Beteiligung erforderlich geworden ist. Nach 
dem Ausscheiden anfallende Kosten, die dem Zeitraum der 
Mitgliedschaft zuzurechnen sind, sind anteilig vom kündi-
genden Land zu übernehmen.

Für das Land Baden-Württemberg: 
Stuttgart, den

Für den Freistaat Bayern: 
München, den

Für das Land Berlin: 
Berlin, den

Für das Land Brandenburg: 
Potsdam, den

Für die Freie Hansestadt Bremen: 
Bremen, den

Für die Freie und Hansestadt Hamburg: 
Hamburg, den

Für das Land Hessen: 
Wiesbaden, den

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern: 
Schwerin, den

Für das Land Niedersachsen: 
Hannover, den

Für das Land Nordrhein-Westfalen: 
Düsseldorf, den

Für das Land Rheinland-Pfalz: 
Mainz, den

Für das Saarland: 
Saarbrücken, den

Für den Freistaat Sachsen: 
Dresden, den

Für das Land Sachsen-Anhalt: 
Magdeburg, den

Für das Land Schleswig-Holstein:
Kiel, den

Für den Freistaat Thüringen: 
Erfurt, den 4.12.2024
Bodo Ramelow
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Thüringer Verordnung  
zur Änderung der Regelungen über die Studienplatzvergabe  
in den Studiengängen Medizin, Pharmazie und Zahnmedizin 

Vom 17. Februar 2025

Aufgrund des § 9 Satz 1, des § 11 Abs. 4 und des § 14 
Nr. 3 bis 8 des Thüringer Hochschulzulassungsgesetzes 
in der Fassung vom 8. September 2020 (GVBl. S. 449) in 
Verbindung mit Artikel 12 Abs. 1 Nr. 1, 3 bis 5 und 10 so-
wie Artikel 18 Abs. 3 des Staatsvertrags über die Hoch-
schulzulassung vom 21. März 2019 bis 4. April 2019 (GVBl. 
S.  404) verordnet das Ministerium für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur: 

Artikel 1 
Änderung der  

Thüringer Studienplatzvergabeverordnung

Die Thüringer Studienplatzvergabeverordnung vom 
11. Juni 2020 (GVBl. S. 322), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 30. Januar 2024 (GVBl. S. 18), 
wird wie folgt geändert:

1.	 § 8 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Von den festgesetzten Zulassungszahlen sind je 
Studienort Studienplätze vorzubehalten:
1.	 für Fälle außergewöhnlicher Härte 2 Prozent,
2.	 für die Zulassung im Sanitätsoffiziersdienst der 

Bundeswehr
a)	 2,2 Prozent im Studiengang Medizin,
b)	 0,5 Prozent im Studiengang Pharmazie,
c)	 0,1 Prozent im Studiengang Tiermedizin und
d)	 1,4 Prozent im Studiengang Zahnmedizin,

3.	 für die Zulassung von Bewerbern nach § 1 Abs. 1 
des Thüringer Haus- und Zahnärztesicherstel-
lungsgesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBl. S. 201) in 
der jeweils geltenden Fassung in Verbindung mit 
Artikel 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Staatsvertrags
a)	 6 Prozent im Studiengang Medizin und
b)	 6,8 Prozent im Studiengang Zahnmedizin,

4.	 für die Zulassung von ausländischen Staatsangehö-
rigen oder Staatenlosen, die nicht nach § 1 Abs. 2 
Satz 2 Deutschen gleichgestellt sind, 5 Prozent,

5.	 für die Auswahl für ein Zweitstudium 3 Prozent,
6.	 für die Zulassung von in der beruflichen Bildung 

Qualifizierten, die über keine sonstige Studienbe-
rechtigung verfügen,
a)	 jeweils 1,8 Prozent in den Studiengängen Me-

dizin und Zahnmedizin sowie 
b)	 jeweils 5 Prozent in den Studiengängen Phar-

mazie und Tiermedizin.
Für die Quoten nach Satz 1 Nr. 2 gelten zusammen für 
ein Wintersemester und das darauffolgende Sommer-
semester bundesweit folgende Obergrenzen:
1. im Studiengang Medizin: 220 Studienplätze,
2. im Studiengang Pharmazie: zwölf Studienplätze,
3. im Studiengang Tiermedizin: zwei Studienplätze,
4. im Studiengang Zahnmedizin: 30 Studienplätze.
Für jede Quote nach Satz 1 muss mindestens ein Stu-
dienplatz zur Verfügung gestellt werden.“

2. 	 § 9 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Nummer 1 erhält folgende Fassung:

„1.	Auswahl in den Quoten nach § 8 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 und 3,“

bb)	 In Nummer 2 wird die Verweisung „§ 8 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4“ durch die Verweisung „§ 8 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 5“ ersetzt.

b)	 In Satz 6 werden die Verweisung „§ 8 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3“ durch die Verweisung „§ 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4“ 
und die Verweisung „§ 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5“ durch 
die Verweisung „§ 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6“ ersetzt.

3.	 § 11 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„§ 11 
Auswahl in den Quoten nach § 8 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 2 und 3“

b)	 Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 ein-
gefügt:

„(2) Die nach Maßgabe des Landesrechts für die 
Vergabe der Studienplätze in den Quoten nach § 8 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 zuständige Stelle teilt der Stif-
tung für das Sommersemester bis zum 15. Januar 
und für das Wintersemester bis zum 15. Juli mit, 
wen sie für die Studienplätze je Hochschule be-
nennt, die Bewerbern nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
vorbehalten sind.“

c)	 Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und erhält fol-
gende Fassung:

„(3) Das Erfordernis der Registrierung nach §  4 
Abs. 1 bleibt bei der Bewerbung um einen Studi-
enplatz in den Quoten nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
und 3 unberührt; die Benennung nach den Absät-
zen  1 und 2 gilt als Zulassungsantrag nach § 6 
Abs. 3. Mit der Erteilung eines Zulassungsange-
bots in den Quoten des § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 
3 gelten die weiteren Bewerbungen nach § 6 Abs. 3 
Satz 1 für diesen Studiengang als zurückgenom-
men. Abweichend von § 5 Abs. 2 Satz 1 und 2 er-
hält der Zulassungsantrag mit Erteilung des Zulas-
sungsangebots die höchste Präferenz.“

4.	 In § 12 Satz 1 wird die Verweisung „§ 8 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3“ durch die Verweisung „§ 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4“ 
ersetzt.
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5.	 In § 13 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 wird jeweils die 
Verweisung „§ 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5“ durch die Verwei-
sung „§ 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6“ ersetzt.

6.	 Die Überschrift des Dritten Teils erhält folgende Fas-
sung:

„Dritter Teil 
Schlussbestimmung“

7.	 § 40 wird aufgehoben.

8.	 Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderun-
gen angepasst.

Artikel 2 
Änderung der Ersten Verordnung zur Änderung  
der Thüringer Studienplatzvergabeverordnung

Die Artikel 2 und 3 Satz 2 der Ersten Verordnung zur Än-
derung der Thüringer Studienplatzvergabeverordnung vom 
21. März 2022 (GVBl. S. 206), die durch Artikel 2 der Ver-
ordnung vom 30. Januar 2024 (GVBl. S. 18) geändert wor-
den ist, werden aufgehoben.

Artikel 3 
Änderung der Thüringer Verordnung zur Änderung 

der Regelungen über die Studienplatzvergabe

Artikel 2 der Thüringer Verordnung zur Änderung der Re-
gelungen über die Studienplatzvergabe vom 30. Januar 
2024 (GVBl. S. 18) wird aufgehoben.

Artikel 4 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

Erfurt, den 17. Februar 2025

Der Minister für Bildung, Wissenschaft und Kultur

Christian Tischner

Berichtigung 
der Thüringer Juristenausbildungs- und -prüfungsordnung (ThürJAPO) 

vom 2. September 2024 (GVBl. S. 655) 
Vom 25. Februar 2025

Die Thüringer Juristenausbildungs- und -prüfungsordnung 
vom 2. September 2024 (GVBl. S. 655) wird wie folgt be-
richtigt:

In § 55 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „30. November 2026“ 
durch die Angabe „30. November 2027“ ersetzt.

Erfurt, den 25. Februar 2025

Der Chef der Staatskanzlei

S. Gruhner
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